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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Zwei Monate vor Abstimmungstermin ertéffnete Umweltministerin Leuthard (cvp) die
Kampagne zur Abstimmung zum revidierten Raumplanungsgesetz (RPG). Die
Teilrevision gelangte zur Abstimmung, da der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) im
Vorjahr das Referendum zu den beschlossenen Anpassungen ergriffen hatte. Von Seiten
des Bundesrates hdérte man zum Kampagnenauftakt ein klares Pladoyer der
Umweltministerin zur Unterstltzung des revidierten Raumplanungsgesetzes. Aufgrund
der engen Platzverhéltnisse sei es dringend nétig, haushéalterischer mit der Ressource
Boden umzugehen. Sollte die Teilversion des RPG abgelehnt werden, wirde Pro Natura
an ihrer Landschaftsinitiative festhalten. Vor den Folgen bei Annahme dieses
Volksbegehrens warnte die Bundesratin eingehend: Ein 20-jéhriges Moratorium fur
Bauzonen wirde jegliche Entwicklung behindern und dartuber hinaus diejenigen
Kantone bestrafen, welche bis anhin haushéalterisch mit dem Boden umgegangen seien.
Drei Tage spater lancierten die Gegner der RPG-Teilrevision mit einem Uberparteilichen
Komitee, das sich aus Wirtschaftsverbédnden und Vertretern der CVP, FDP und SVP
zusammensetzte, die Referendumskampagne. Zu den umstrittensten Anderungen des
als indirekten Gegenvorschlag zur Landschaftsinitiative beschlossenen
Raumplanungsgesetzes zahlte ein Verbot der Baulandhortung, nach welchem der
Umfang der Bauzonen den voraussichtlichen kantonalen Baulandbedarf der néachsten 15
Jahre nicht Uberschreiten darf. Die Ruckzonungspflicht von Uberdimensionierten
Bauzonen sowie die Moglichkeit zur Bauverpflichtung und die Einfihrung einer
obligatorischen Mehrwertabgabe erachtete das Referendumskomitee als zu weit
gehend. Man anerkenne einen gewissen Handlungsbedarf in der Raumplanung,
akzeptiere die im Laufe der parlamentarischen Beratungen von linker Seite
eingebrachten Forderungen jedoch nicht, da diese sogar Uber die in der
Landschaftsinitiative enthaltenen Anspriche hinaus gehen wdirden, liess der
Schweizerische Gewerbeverband (SGV) zu Beginn der Kampagne verlauten. Die Vorlage
wirke sich insbesondere auf den Kanton Wallis negativ aus, wo ein Grossteil der
Bevolkerung Boden besitze, sowie auf kleinere und mittlere Unternehmen, die
strategische Baulandreserven verlieren wurden. Dariuber hinaus wirden Mieterinnen
und Mieter unter den Anpassungen leiden, da die Baulandverknappung und die
Mehrwertabgabe die Bodenpreise in die Héhe schnellen lassen wirden. Vertreter des
Mieterverbandes taten dieses Argument jedoch als irrefihrend ab: Man habe die
Auswirkungen auf Seiten der Mieter eingehend studiert und vertrete einhellig die
Meinung, dass mit den Anpassungen das verdichtete Bauen geférdert werde, was aus
Mietersicht positiv sei. Unterstitzt wurde dieses Argument von der UVEK-Vorsteherin,
welche verklindete, dass die Preise auf dem Wohnungsmarkt aufgrund der
Wohnraumverdichtung sogar sinken kdénnten. Darlber hinaus regte sich an der
Medienkonferenz des gegnerischen Komitees Widerstand von Seiten des Bundesamtes
fur Raumentwicklung (ARE): Die Gegner der Revision wiirden mit Quellenverweis auf das
ARE mit veralteten und zum Teil manipulierten Zahlen operieren und den Umfang der
noétigen Rickzonungen weit dramatischer darstellen, als dies tatsachlich der Fall sei.
Uber diese unerwiinschte Stérung der eigenen Pressekonferenz entsetzten sich die
Gegner der Abstimmungsvorlage in einem Brief an die zustédndige Bundesréatin. Der
Sprecher des ARE rechtfertigte die spontane Reaktion eines Mitarbeiters damit, dass
man lediglich den Eindruck habe verhindern wollen, es handle sich bei den
prasentierten Zahlen um offizielle Angaben des Bundesamtes. Laut Angaben des SGV
hatten bei Inkrafttreten der Revision dreizehn Kantone bedeutende Rickzonungen zu
befurchten. Im UVEK hingegen erwartete man solche aufgrund des anhaltenden
Bevolkerungswachstums nur fur vier bis sechs Kantone. Trotz dieser Unklarheiten
bezlglich der Auswirkungen formierten sich in 24 Kantonen kantonale
Unterstitzungskomitees zum revidierten RPG, darunter auch je ein Komitee aus dem
Ober- und Unterwallis sowie ein Komitee aus dem tourismusstarken Blndnerland.
Angefiihrt wurde letzteres unter anderem von Nationalratin Silva Semadeni (sp, GR),
Mittrégerin der Landschaftsinitiative. Der Kanton Graubinden hatte mit Inkrafttreten
der Revision nichts zu beflrchten, da er mit den vor 10 Jahren unternommenen
Anderungen des kantonalen Richtplans die bundesrechtlichen Neuerungen bereits
grosstenteils umgesetzt habe, liess das kantonale Komitee verlauten. Ausserst kritisch
stand der Kanton Wallis der Vorlage zur Revision des Raumplanungsgesetzes gegenuber.
Mit Ausnahme der Grinen empfahlen im Tourismuskanton alle Kantonalparteien die
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Nein-Parole. Die Grinen begrindeten ihr Ja mit dem Argument, man bleibe den
Prinzipien des Natur- und Landschaftsschutzes treu, und kritisierten gleichzeitig das
Nein der Walliser SP als opportunistisch: die Sozialdemokraten wurden beflirchten, mit
einer Zustimmung zum revidierten RPG ihren Erfolg bei den anstehenden kantonalen
Parlamentswahlen zu gefahrden (vgl. dazu auch Teil I, e (Wahlen in kantonale
Parlamente)). Auch der Staatsrat kritisierte die RPG-Revision an seiner
Medienkonferenz aufs Schéarfste. Das revidierte Gesetz sei auf den Bergkanton mit
seiner speziellen Wohn- und Grundeigentumsstruktur schlichtweg nicht anwendbar.
Insbesondere die Umsetzung der Rilckzonungspflicht wirde aufgrund unpraziser
Ausgestaltung im RPG zu erheblicher Rechtsunsicherheit fihren. Darlber hinaus sei die
Riuckzonungspflicht das falsche Mittel zur Bekampfung der Zersiedelung, liess Staatsrat
Jean-Michel Cina (VS, cvp) verlauten. Er erzirnte sich ebenfalls Uber die
Kompetenzverlagerung an den Bund, da sie zu wenig Raum flUr regionale
Besonderheiten lasse. Trotz seiner positiven Stellungnahme im
Vernehmlassungsverfahren dusserte auch der Waadtlander Regierungsrat im Verlaufe
der Kampagne mit einem Brief an den Bundesrat Bedenken zur Ausgereiftheit der
neuen Bestimmungen. Bundesratin Leuthard (cvp) antwortete persénlich auf die Fragen
und Forderungen des Waadtlandes. In ihrer schriftlichen Rickmeldung entkréftete sie
die Beflirchtungen, dass mit Inkrafttreten der Ubergangsbestimmungen grosse urbane
Projekte im Kanton blockiert wirden, wie die Waadtlander Regierung in ihrem
Schreiben vermutet hatte. Neben dem SGV beschlossen FDP und SVP sowie gewichtige
Wirtschaftsverbéande wie der Hauseigentimerverband (HEV) und Economiesuisse die
Nein-Parole zur Revision. Die Ja-Parole zum revidierten Gesetz gaben neben dem
Mieterverband auch der Bauernverband (SBV), der Schweizerische Ingenieur- und
Architektenverein (SIA), diverse Heimatschutz- und Umweltorganisationen und der
Tourismusverband (STV) heraus. Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK)
beférderte mit Ausnahme des Kantons Wallis ein einhelliges Ja. Von den Parteien
empfahlen die Grinen, SP, CVP, BDP, GLP und EVP das revidierte RPG zur Annahme.
Hochst umstritten war die Parolenfassung bei der CVP Schweiz. Der Parteivorstand
beantragte mit Stichentscheid des Préasidenten Christophe Darbellay seinen
Delegierten, die Revision wegen ihrer Auswirkungen auf den Kanton Wallis abzulehnen.
Zur Beflrwortung der Revision mahnte eindringlich die eigene Bundesratin und UVEK-
Vorsteherin, deren Empfehlung die Parteimehrheit an der Delegiertenversammlung
schlussendlich mit 170 zu 89 Stimmen folgte. Gegen die Revision stimmten eine
geschlossene Walliser CVP-Sektion mit Unterstitzung von Genfer und Tessiner
Parteikollegen. Ein  Antrag auf  Stimmfreigabe scheiterte mit beinahe
Zweidrittelmehrheit. Im Gegensatz dazu beschloss die Junge CVP an ihrer
Delegiertenversammlung, die RPG-Revision nicht zu unterstlitzen. Wie auch bei der
FDP wichen eine Vielzahl von kantonalen CVP-Sektionen vom Beschluss ihrer
Mutterpartei ab. Im Gegensatz zur eigenen Partei unterstutzten dariber hinaus die FDP
Frauen die Teilrevision (zu den parteiinternen Diskussionen vgl. Teil llla). Neben dem im
Dezember des Vorjahres von links-griner Seite initiierten nationalen Pro-Komitee
bildete sich im Laufe der Kampagne auf eidgendssischer Ebene noch ein weiteres,
blrgerliches Komitee zur Unterstitzung der Revision mit National- und Standeraten der
BDP, CVP, FDP, GLP und SVP sowie weiteren burgerlichen Kantonalpolitikern. Das
Ergreifen des Referendums durch den SGV stiess bei diesen Vertretern auf
Unverstandnis. Zum einen beschuldigten sie den SGV, im Hinblick auf die nur bedingt
zuruckgezogene Landschaftsinitiative, die ein zwanzigjdhriges Bauzonenmoratorium
fordert, mit dem Feuer zu spielen. Zum anderen sahen sie in der geplanten Verdichtung
der Stadt- und Dorfkerne auch eindeutige Vorteile fir die KMU. Die Zersiedelung
beglinstige den Bau von grossen Einkaufzentren am Stadtrand, wobei das Kleingewerbe
als grosser Verlierer dastehen wurde. Die Intensitat der Kampagne dusserte sich auch in
einer Vielzahl von Zeitungsinseraten. Insgesamt verzeichnete die Analyse der Année
Politique Suisse wahrend den letzten acht Wochen vor der Abstimmung 1261 Inserate in
Uber 50 untersuchten Tages- und Wochenzeitungen. Dies entsprach Uber 60% aller
gesammelten Inserate zu den drei im Mérz zur Abstimmung gelangten Vorlagen. Die
Gegner- und Beflrworterschaft zeigten sich auf dem Inseratemarkt zur RPG-Revision
dhnlich prasent.’

Das Gros der Parlamentarierinnen und Parlamentarier im Stdnderat folgte in der
Frihjahrssession 2018 der Empfehlung des Bundesrates und beschloss mit 34 zu 2
Stimmen bei 9 Enthaltungen als Erstrat, der Stimmblrgerschaft die
Zersiedelungsinitiative ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung zu empfehlen. Die
Initiative vermochte auch die SP-Standerétinnen und Stadnderate nicht vollends zu
Uberzeugen, welche grunen Anliegen in der Regel positiv gegenlberstehen. Wie Pascale
Bruderer (sp, AG) in ihrem Votum zur Begriindung ihrer Enthaltung ausfiihrte, hege sie
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zwar Sympathien fur das Anliegen, halte aber nicht ganz alle Aspekte fur
unterstitzungswurdig. So erachte auch sie die Forderung nach Einfrieren der Bauzonen
als zu wenig differenziert und zu kompliziert in der Umsetzung. Ferner habe sie
einsehen mussen, dass der aktuelle Zeitpunkt nicht glinstig sei fur die Erarbeitung eines
Gegenentwurfs, wobei sie sich auf die noch nicht abgeschlossene Uberarbeitung der
kantonalen Richtplane aufgrund der Annahme der ersten RPG-Teilrevision und auf die
geplanten Massnahmen im Rahmen der zweiten Etappe zur Revision des RPG bezog. An
letztem Punkt setzte Bundesréatin Leuthard an: Die Umsetzung der Revisionsvorhaben
musse zuerst abgewartet werden. Zwar verfiige man noch nicht Gber quantifizierbare
Zahlen - solche sollten erstmals im Jahr 2022 mit der Bauzonenstatistik vorliegen -,
aber jlungste Entwicklungen liessen bereits darauf schliessen, dass der bisher
eingeschlagene Weg in Richtung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung nach innen
gehe.

Auf blrgerlicher Seite betrachtete man das Anliegen trotz gewisser Sympathien im
Hinblick auf die laufenden Bestrebungen als unndétig und ferner als zu starr und gar
kontraproduktiv: Die Initiative nehme auf unterschiedliche kantonale und regionale
Verhéltnisse keine Rucksicht und schranke den Spielraum der Kantone weiter ein.
Darlber hinaus benachteilige sie Kantone und Gemeinden, die in der Vergangenheit
haushélterisch  mit ihren Ressourcen umgegangen seien und keine grossen
Baulandreserven gehortet hatten.

Auf der Seite der Griinen setzte sich Robert Cramer (gp, GE) vergebens daflr ein, dass
die Initiative ihre eigenstandige Bedeutung habe und sich diese nicht durch Verweis auf
die etappierten RPG-Revisionen aushebeln liesse. Dabei verwies er auf eine in der
Initiative enthaltene Forderung zur Verscharfung der Bestimmungen betreffend das
Bauen ausserhalb der Bauzonen. Dieses Thema sei in der ersten RPG-Teilrevision nicht
behandelt worden und es sei zum gegebenen Zeitpunkt nicht klar, wie restriktiv die
revidierten Bestimmungen im Rahmen der 2. RPG-Teilrevision ausfallen werden.
Darlber hinaus sei der Kulturlandschutz und die Fruchtfolgeflachen von der 2. Revision
abgekoppelt worden. Die Initiative behandle also durchaus noch nicht abgedeckte
Punkte. ?

Bodenrecht

Claudia Friedl (sp, SG) wies in einem Postulat darauf hin, dass sich geméss Angaben des
ARE im Jahr 2011 rund 595'000 Gebaude ausserhalb der Bauzone befunden hatten. Die
Sozialdemokratin ortete in diesem Umstand gravierende Vollzugsdefizite, welche es zu
beheben gelte. Hierzu forderten Friedl und 36 Mitunterzeichnende einen Bericht liber
den Stand im Vollzug betreffend Bauen ausserhalb der Bauzonen; eine Forderung, die
der Bundesrat durch Antrag auf Annahme des Postulates unterstltzte. In der
Frihjahrssession wurde das Anliegen von Hans Killer (svp, AG) und Peter Schilliger (fdp,
LU) im Nationalrat bekdmpft. In der Herbstsession 2015 legte Nationalrat Killer seine
Beweggriinde fur die Ablehnung dar, welche in erster Linie daher rihrten, dass er die
Kompetenz der Kantone durch Annahme des Postulats beschnitten sah. Bundesratin
Leuthard widersprach dieser Ansicht in ihrem Votum und bekraftigte, dass lediglich
eine Ubersicht und keine schwarze Liste erstellt werden solle. Dies werde in
Zusammenarbeit mit den Kantonen vorgenommen, damit - wo notwendig - gemeinsam
nach Lésungen gesucht werden kdnne. Die Initiantin und die Bundesratin vermochten
allerdings lediglich die Fraktionen der SP, Griinen und der GLP geschlossen hinter sich
zu vereinen, weswegen dem Postulat mit 74 zu 103 Stimmen eine Abfuhr erteilt wurde. ®

Im Jahr 2015 forderten gleich zwei Motionen (Mo. 13.3194, Mo. 13.3023) eine
Totalrevision des Enteignungsgesetzes. Das aus dem Jahre 1930 stammende Gesetz
habe zwar in den 1970er Jahren eine Anderung erfahren, der Grundgehalt des Gesetzes
sei dabei jedoch nicht angetastet worden, flhrte Fabio Regazzi (cvp, TI) als einer der
beiden Motiondre zur Begrindung aus. Markus Ritter (cvp, SG), Urheber der zweiten
Motion, begrindete sein Anliegen dann speziell mit Blick auf die Raumplanung:
Aufgrund der zunehmenden Privatisierung oder Teilprivatisierung von Unternehmen
werde die Enteignung heute nicht mehr ausschliesslich durch die 6ffentliche Hand
beansprucht. Um zu verhindern, dass Boden zu glnstig enteignet werde und Enteigner
daraus wirtschaftliche Vorteile ziehen wirden, musse sichergestellt werden, dass sich
der Preis auch ausserhalb des Baugebiets an marktwirtschaftlichen Kriterien orientiere.
Der CVP-Nationalrat dusserte in diesem Zusammenhang Bedenken zum Kulturland,
dessen Preis viel zu glinstig sei und das in der Folge danach Uberbaut werden kénnte,
womit ein verschwenderischer Umgang mit dem Boden geférdert werde. Hier solle sich
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der Preis sowohl am verursachten Schaden als auch am kinftigen Nutzen orientieren.
Bundesratin Leuthard stutzte in der Nationalratsdebatte die Sicht, dass das
Enteignungsgesetz Uberarbeitet werden musse, storte sich aber an der in der Motion
enthaltenen Forderung nach einer Totalrevision. Wie der Bundesrat bereits in seiner
Antwort zur Motion festgehalten habe, werde der Revisionsbedarf gegenwartig
abgeklart, weswegen hier nicht vorgegriffen werden solle.

Nachdem die Motion Regazzi in der Herbstsession 2014 mit ganz knapper und die
Motion Ritter im Frdhjahr 2015 mit sehr deutlicher Mehrheit angenommen worden
waren, einigte sich der Standerat in der Sommersession 2015 mit komfortabler
Zweidrittelsmehrheit darauf, die Motionen auf Anraten des Bundesrats in abgednderter
Form anzunehmen: So soll mit Uberweisung der Anliegen nicht mehr langer eine
Totalrevision gefordert, sondern lediglich die Uberprifung des Revisionsbedarfs
verlangt werden. Dabei stellte sich die kleine Kammer gegen einen Antrag ihrer
Kommission auf unveranderte Annahme der Anliegen. Der von der Mehrheit des
Standerats gestltzten Version stimmte der Nationalrat in der Wintersession desselben
Jahres schliesslich ebenfalls zu. *

1) BRG 10.019: Presse vom 8.1.13; AZ, 10.1.13; NZZ, 11.1.,19.1,, 6.2., 7.2.,19.2. und 27.9.13; S0S, 12.1. und 23.1.13; SO, 13.1.13; NF,
19.1.und 21.1.13; TA, 2.2.13; WB, 7.2. und 21.1.13; SGT, 11.2.13; 24H, 22.2.13; Lit. BihImann; vgl. SPJ 2012, S. 246 f.

2) AB SR, 2018, S. 75 ff.; NZZ, 6.3.18

3) ABNR, 2015, S. 315 f.

4) ABNR, 2014, $.1630 f.; AB NR, 2015, S. 1964; AB NR, 2015, S. 324 f.; AB SR, 2015, S. 401f.
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